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11 ""56 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVII. Gesetzgebungsperiode 

A n fra g e 

der Abgeordneten Ingrid Tichy-Schreder 

und Kollegen 

an den Bundesminister fUr öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

betreffend Kosten fUr Firmenumbenennungen im Bereich der ölAG 

1m Zuge der Umstrukturierungsmaßnahmen im Bereich der öIA~ kam 

bzw. kommt es immer wieder zu Firmenumbenennungen von Mitglieds­

firmen der ÖIAG. Neuerdings ist sogar eine Umbenennung der öIAG­

Holding selbst in Diskussion. Da sowohl der Formalakt der Firmen­

umbenennung mit erheblichen Kosten verbunden ist, als auch die Be­

kanntmachung des neuen Firmennamens auf den Märkten beträchtliche 

Mittel erfordert, stellen die unterzeichneten Abgeordneten an den 

Bundesminister fUr öffentliche Wirtschaft und Verkehr folgende 

A n fra 9 e 

1. Welche Firmen der ÖIAG-Holding wurden in den letzten fUnf 

Jahren umbenannt? 

2. Welche wirtschaftlichen Zielsetzungen wurden seitens der be­

troffenen Firmen bzw. der ÖIAG-Holding mit der Umbenennung ver­

bunden? 

3. Wie hoch waren die Kosten fUr diese Umbenennungen einschließ­

lich der erforderlichen Honorare fUr Rechtsanwälte und der Ge­

bUhren fUr die Notariatsakte im einzelnen? 

4. Wie hoch werden die Kosten geschätzt, diese neuen Firmennamen 

auf den einschlägigen in- und ausländischen Märkten bekanntzu­

machen? 

5. Welche Aufwendungen wurden zu diesem Zweck bisher getätigt? 
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6. Welche Firmen, die durch frühere Umstrukturierungsmaßnahmen 

ihren traditionellen Firmennamen verloren hatten, wurden im 

Zuge der neuesten Umstrukturierungsmaßnahmen wieder auf den 
traditionellen Firmennamen zurückbenannt? 

7. Wie hoch waren die Kosten dafür? 

8. Welche weiteren Firmenumbenennungen sind in nächster Zeit im 

Bereich der öIAG geplant? 

9. Welche Kosten werden dafür erwartet? 

10. Halten Sie insgesamt die Kosten für die bisherigen Firmen­

umbenennungen bzw. die geplanten Firmenumbenennungen im Ver­

hältnis zu deh wirtschaftlichen Erwartungen, die sich aus 

Firmenumbenennungen ergeben, für gerechtfertigt? 
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